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Anwalt für Gleichbehandlungsfragen

für Menschen mit Behinderung

Dr. Erwin Buchinger


An das

Amt der Steiermärkischen Landesregierung
Abteilung 11 - Soziales
Referat Planung und Qualitätsentwicklung
Hofgasse 12

8010 Graz
Per E-Mail: martin.kaufmann@stmk.gv.at
Wien, am 20. September 2012
Betrifft: 
Aktionsplan des Landes Steiermark zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention
Sehr geehrte Damen und Herren!

Die Behindertenanwaltschaft bedankt sich für die Übermittlung des Entwurfes eines Aktionsplans zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention (im Folgenden kurz: UN-BRK genannt) und die Möglichkeit der Abgabe einer Stellungnahme dazu.

Diese bezieht sich auf jene Punkte, die von der Behindertenanwaltschaft kritisch beurteilt werden. Jene Kapitel und Unterkapitel, zu denen keine Änderungs- bzw. Ergänzungsvorschläge formuliert sind, werden im Wesentlichen als positiv bewertet.

Grundsätzliches, Titel und Gliederung
Die Behindertenanwaltschaft begrüßt grundsätzlich den vorliegenden Entwurf und würdigt ihn als ersten Entwurf eines Aktionsplanes eines Bundeslandes. Der Titel wird ausdrücklich begrüßt, weil er die Aufgabe des Aktionsplanes eindeutig beschreibt.
Auch die Gliederung, welche von jener des bundesweiten Nationalen Aktionsplanes begründet abweicht und die Aufteilung in mehrere Umsetzungsphasen erscheinen zweckmäßig. Problematisch wird freilich gesehen, dass nur Ziele und Maßnahmen für die erste Umsetzungsphase vorgesehen sind. Zumindest Ziele sollten auch für die weiteren Umsetzungsphasen beschrieben werden.



Ad 1 Entstehungsgeschichte …
Ad 1.2.: Österreich hat tatsächlich als erster Staat der Welt die UN-BRK samt Fakultativprotokoll am 30. März 2007 in New York unterschrieben und als einer der ersten Staaten die UN-BRK ratifiziert.
Ad 2 Der Aktionsplan …
Ad 2.2.2. bei den angegeben Zahlen der Arbeitslosigkeit von Menschen mit gesundheitlichen Vermittlungseinschränkungen wird zweimal (mit unterschiedlichen Werten!) auf das Jahr 2011 verweisen. Der zweite Verweis bezieht sich aber wohl auf das Jahr 201
Im Gegensatz zu den Feststellungen im Aktionsplan stehen Menschen mit Behinderung nicht alle Angebote der Arbeitsmarktpolitik inklusive Förderung selbständiger Erwerbstätigkeit offen. Das Arbeitsmarktservice verlangt von den Personen, denen es seine zentralen (Beratungs- Vermittlungs- und Förder-) Dienstleistungen anbietet  nicht nur eine Grundarbeitsfähigkeit (Seite 19) sondern das Vorliegen von Arbeitsfähigkeit im Sinne der pensionsversicherungsrechtlichen Vorschriften. Das bedeutet für Personen ohne Berufsausbildung, dass sie instand sein müssen, durch eine Tätigkeit, die auf dem Arbeitsmarkt noch bewertet wird und die ihnen unter billiger Berücksichtigung der von ihnen ausgeübten Tätigkeiten zugemutet werden kann, wenigstens die Hälfte des Entgeltes zu erwerben, das ein körperlich und geistig gesunder Versicherter regelmäßig durch eine solche Tätigkeit zu erzielen pflegt. Ist dies nicht der Fall, was für schwerer beeinträchtigte Menschen, etwa solche, die derzeit in Einrichtungen der Lebenshilfe oder Caritas oder Jugend am Werk in sogenannten „Werkstätten“ betreut werden von den Dienstleistungen des AMS ausgeschlossen sind.
Ad 3 Erste Umsetzungsphase…
Hinsichtlich des Zugangs zu Information und Kommunikation wird angeregt, zusätzlich eine Initiative für die Gemeinden des Landes zu beschließen, um einen barrierefreie Intra- und Internetauftritte dieser Einrichtungen zu fördern. Betreffend den Zugang zur Physischen Umwelt wird angeregt, auf landesgesetzlicher Grundlage eine Frist zu setzen, bis zu der der Altbestand der öffentlich zugänglichen Gebäude des Landes bzw. der Gemeinden barrierefrei zu gestalten ist. In dieser gesetzlichen Grundlage könnte auch die Verpflichtung verankert werden, einen entsprechenden Etappenplan vorzulegen.



Besonders begrüßt wird das zur Leitlinie 2 formulierte Ziel, die Einstellungsquote von Menschen mit Behinderungen in der Steiermark zu erhöhen bzw. mehr Arbeitsplätze für Menschen mit Behinderungen zu schaffen. Angeregt wird, dieses Ziel zu quantifizieren, also mit einem Zielwert zu versehen.

Die geplanten Maßnahmen zur Leitlinie 3 werden als vorbildlich bewertet. 

Hinsichtlich der Maßnahmen zur Leitlinie 4 wird zusätzlich angeregt, die Förderungen des Landes für die Erwachsenenbildung an einen Plan der Einrichtungen zur Erhöhung der Barrierefreiheit ihres Angebotes zu koppeln.
Die geplanten Maßnahmen innerhalb der Leitlinien 5 und 6 sowie 8 und 9 erscheinen zweckmäßig.
In Bezug auf die Maßnahmen zur Leitlinie 7 wird zusätzlich angeregt, eine Förderung für trägerübergreifende Vernetzung von SelbstvertreterInnen vorzusehen und eine entsprechende Koordinationsstelle zu finanzieren.
Mit freundlichen Grüßen
Dr. Erwin Buchinger
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